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Bürger mit chinesischer Staatsbürger­

schaft. Am 7. Januar nahm das Wahl­

komitee das konkrete Verfahren für die 

Wahl der SVRM-Delegierten an. Vom 

8. bis 22. Januar konnten sich über 18- 

jährige Bewohner Macaus mit chinesi­

scher Staatsbürgerschaft für eine Kan­

didatur bewerben, wenn sie Empfeh­

lungsschreiben von mindestens zehn 

Mitgliedern des Wahlkomitees sam­

meln konnten. Am 26. Januar wähl­

te dann das Wahlkomitee in geheimer 

Wahl aus 24 Kandidaten zehn Kan­

didaten aus. Nach den „Methoden für 

die Wahl der SVRM-Delegierten“ ist 

eine solche Vorwahl bei zu vielen Kan­

didaten erforderlich. (RMRB, XNA, 

6./8.1.00; XNA, 22.12.99; 27./29.1.00) 

-Ijk-

41 Neue Formalitäten für Besu­

cher aus Taiwan

Regierungschef Edmund Ho hat am 

Neujahrstag angekündigt, dass in Tai­

wan ausgestellte Pässe für taiwanesi- 

sche Besucher nicht mehr als Reise­

dokumente bei der Einreise nach Ma- 

cau gültig seien. Dies berichtet eine 

Hongkonger Zeitung. Trotz der Bedeu­

tung der Besucher aus Taiwan für Ma­

caus Tourismusindustrie dürfe die Re­

gierung der SVRM nicht ihren Prin­

zipien untreu werden. Die Regierung, 

so der Macauer Regierungschef, prü­

fe neue Einreisebestimmungen für Tai- 

wanesen und hoffe, sie flexibel und be­

quem halten zu können. (Nach SCMP, 

3.1.00) Immerhin stellen Fluggäste, 

die zwischen Taiwan und dem Fest­

land hin- und herreisen, über 70% des 

Passagieraufkommens auf dem Inter­

nationalen Flughafen Macaus (SCMP, 

8.12.99), und 1999 haben erstmalig 

über 1 Mio. Reisende aus Taiwan 

(täglich ca. 2.800) den Schlagbaum 

an der einzigen Landverbindung zwi­

schen Macau und dem Festland pas­

siert. (XNA, 15.1.00) Als Reisedoku­

ment wird wohl das „Taiwan Com- 

patriot Certificate“ (TCC) eingeführt. 

Es wird von Behörden der VR China 

für Taiwanesen, die das Festland be­

suchen wollen, ausgestellt. Schon auf 

seiner ersten Pressekonferenz nach der 

Rückgabe Macaus am 20. Dezember 

letzten Jahres hatte Edmund Ho mit­

geteilt, dass seine Regierung erwäge, 

von Besuchern aus Taiwan die Benut­

zung des TCC oder Personalausweises 

zu verlangen. Früher brauchten Rei­

sende aus Taiwan, die einen taiwane- 

sischen Pass besitzen, erst nach ihrer 

Einreise in Macau ein Visum zu bean­

tragen.

Tang Shubei, stellvertretender Vor­

sitzender der Gesellschaft für Bezie­

hungen zwischen beiden Seiten der 

Taiwan-Straße (Association for Re- 

lations Across the Taiwan Straits 

[ARATS]), hat nach einer Meldung 

einer taiwanesischen Zeitung als erster 

Beijinger Politiker nach der Rückgabe 

Macaus geäußert, dass die Landsleute 

aus Taiwan bei der Einreise nach und 

Ausreise aus Macau mit TCC und 

Personalausweis willkommen geheißen 

würden. Diese Abkehr von der visa­

freien Einreise nach Macau erschien 

aus Beijinger Sicht folgerichtig, würde 

doch das Beibehalten der bisherigen 

Praxis den Eindruck vermitteln, die 

Volksrepublik akzeptiere die „Zwei- 

Staaten-Theorie“ von Taiwans Präsi­

denten Lee Teng-hui. Taiwans Vertre­

ter in Macau, William Li Wei-lien, er­

klärte gegenüber einer taiwanesischen 

Zeitung, dass nach Auffassung seiner 

Regierung die Ein- und Ausreisebe­

stimmungen für Macau unverändert 

bleiben sollten. Falls die KPCh die 

Verwendung des TCC erzwinge, wer­

de Taiwan all seine Trümpfe einsetzen, 

um mit der Situation fertig zu wer­

den. Auf die Frage des Journalisten, 

ob Taipei die Verwendung des Perso­

nalausweises akzeptieren würde, gab 

er allerdings keine Antwort. {Chung 

Kuo Shih Pao [Zhongguo Shibao ], 

Taipei, 11.1.00, in SWB, 14.1.00) Auf 

taiwanesischer Seite wird zu den Ge­

genmaßnahmen auch die Schließung 

der Macau-Vertretung gerechnet. 

Für die andere Sonderverwaltungsre- 

gion Hongkong gilt, dass Taiwanesen 

vor der Einreise nach Hongkong ein 

Visum beantragen müssen. Sind sie 

jedoch im Besitz des TCC, dürfen sie 

auf ihrem Weg in die Volksrepublik 

sieben Tage ohne Visum in Hong­

kong bleiben. {Ming Pao, Hongkong, 

25.12.99, in SWB, 30.12.99) -ljk-

Taiwan

42 Fünf Präsidentschaftskandi­

daten stellen sich zur Wahl

Für die Präsidentschaftswahlen - die 

zweite Direktwahl eines Präsidenten 

in Taiwan - am 18. März 2000 ha­

ben fünf Kandidaten die nötige Stim­

menzahl für ihre Registrierung erhal­

ten. Dies bestätigte die Zentrale Wahl­

kommission am 17. Januar. Der Kan­

didat der Taiwan Independence Party 

Cheng Pang-cheng konnte am 6. Janu­

ar, dem letzten Termin für die Samm­

lung von Unterschriften, mit 140.000 

nicht die geforderte Zahl von 224.000 

aufbringen.

Im nachfolgenden die Liste der fünf 

Bewerber für die Nachfolge von Präsi­

dent Lee Teng-hui (Lee Denghui), von 

denen drei Parteien vertreten, wäh­

rend zwei als Unabhängige kandidie­

ren, nebst ihren Mitstreitern für das 

Amt des Vizepräsidenten:

- Der jetzige Vizepräsident Lien 

Chan (Lian Zhan), geb. 1936 

in Xi’an, und der jetzige Mini­

sterpräsident Vincent Siew (Xiao 

Wanchang) vertreten die Nationa­

le Volkspartei KMT;

- James Soong (Song Chuyu), 

geb. 1942 in der Provinz Hu’nan, 

ehemals ein enger Gefährte von 

Präsident Lee, von 1993 bis 1998 

Provinzgouverneur von Taiwan 

(er wurde letzten November aus 

der KMT ausgeschlossen, weil er 

gegen Lien Chan antrat, und ist 

seit Dezember in einen Finanz­

skandal verwickelt, [s. dazu C.a., 

1999/12, Ü 39], der seine lang 

gehaltene Spitzenposition in Um­

fragen schwächen könnte), und 

Prof. Chang Chao-hsiung (Zhang 

Zhaoxiong), Herzchirurg und Prä­

sident der privaten Chang-Gung- 

Universität;

- Chen Shui-bian (Chen Shui- 

bian), geb. 1951 in Taiwan, von

1994-1998 Bürgermeister von Tai­

pei, und Annette Lü (Lü Hsiu- 

lien, Lü Xiulian), seit 1997 Magi­

strat des Kreises Taoyuan, vertre­

ten die oppositionelle Democratic 

Progressive Party (DPP);
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- Hsu Hsin-liang (Xu Xinliang), 

geb. 1941 in Taiwan, von 1996- 

1998 Vorsitzender der DPP, und 

Chu Hui-liang (Zhu Huiliang), seit 

1996 Mitglied des Gesetzgebungs- 

Yuan;

- der Schriftsteller Li Ao (er gab 

bei seiner Registrierung nicht 

die geforderte Vermögenserklä­

rung ab und sieht deshalb noch 

einer Strafe entgegen) und Ei­

mer Fung (Fung Hu-hsiang, Feng 

Huxiang), seit 1999 Mitglied des 

Gesetzgebungs-Yuan, sind Kandi­

daten der kleinen oppositionellen 

New Party.

Zwischen dem 25. und 31. Januar 

nahm die Wahlkommission die Re­

gistrierung der Präsidentschaftskandi­

daten an. Diese mussten 15 Mio. NT$ 

(468,750 US$) als Bürgschaft hinter­

legen. Das Geld ist verloren, wenn 

ein Kandidat die Wahl mit weniger 

als 5% der abgegebenen Stimmen ver­

liert. Dagegen wird er mit 30 NT$ 

pro Stimmzettel entschädigt, wenn er 

mehr als ein Drittel der Stimmzet­

tel, die der Gewinner auf sich vereint, 

erlangt. Die offizielle Kampagne ist 

auf die Zeit vom 19. Februar bis zum 

17. März beschränkt. (Taiwan Central 

News Agency [CNA], 22.1.00, in SWB, 

24.1.00)

Nur drei Kandidaten haben echte 

Chancen auf die Präsidentschaft: der 

KMT-Vertreter Lien Chan, der DPP- 

Kandidat Chen Shui-bian und der Un­

abhängige James Soong. Nach den 

Meinungsumfragen hat bisher stets 

Chen Shui-bian vor James Soong und 

Lien Chan gelegen. Nach einer Tele­

fonumfrage der Zeitschrift Common­

wealth unter 1.395 Bürgern zwischen 

dem 21. und 22. Januar würde Chen 

30%, Soong 27,9% und Lien 16,1% 

der Stimmen erhalten. 1,3% wollten 

andere Kandidaten wählen und 4,2% 

sich der Stimme enthalten. Bei Sicher­

heitsfragen konnte die KMT wieder ih­

re Stärke demonstrieren: Auf die Fra­

ge, wer am fähigsten sei, einen Krieg 

mit dem Festland zu vermeiden, fie­

len auf Lien 32,8%, auf Soong 27,7% 

und auf Chen 10,2% der Stimmen. Da­

für bekam Lien auch die meisten Stim­

men bei der Frage, welcher Kandidat 

nach seinem Sieg den geringsten Fort­

schritt für Taiwan erreichen würde: 

Lien 33,5%, Soong 15,9% und Chen 

12%. Der KMT-Vertreter Lien führte 

das Kandidatenfeld auch bei der Ab­

stimmung über die Frage an, welcher 

Bewerber die Öffentlichkeit am mei­

sten um ihre Stimme betrogen habe: 

Lien 30,5%, Soong 24,9% und Chen 

10,3%. (CNA, 27.1.00, in FBIS-CHI, 

27.1.00) Bei einer von der United, Dai­

ly News am 23. Januar veröffentlichten 

Umfrage bei 1.246 Wählern lag Vize­

präsident Lien Chan zum ersten Mal 

mit 27% vor Soong mit 24% und Chen 

mit 23%. Weitere 23% waren noch un­

entschlossen. (Nach SCMP, 24.1.00)

Lien Chan, der Kandidat der regie­

renden KMT, präsentierte am 2. Ja­

nuar bei der Eröffnung seines Wahl­

hauptquartiers in Taipei ein Sechs- 

Punkte-Reformpaket, dessen heraus­

ragender Teil die Ankündigung war, 

die KMT werde sich aus all ihren ge­

schäftlichen Unternehmen zurückzie­

hen und das Vermögen in eine Art 

Treuhandgesellschaft überführen. Un­

abhängige Manager sollten in Zukunft 

das Vermögen kontrollieren. Durch 

diese medienwirksame Ankündigung 

hat Lien, der in seinen Auftritten bis­

her recht blass geblieben ist, es ge­

schickt verstanden, sich auf einmal als 

durchgreifender Reformer zu präsen­

tieren, der sich deutlich von seinen 

Konkurrenten abhebt. Ganz gleich, ob 

und wie der Plan letzten Endes durch­

gesetzt wird, so kommt Lien nach 

Ansicht des Asian Wall Street Jour­

nal das Verdienst zu, erkannt zu ha­

ben, dass die Zeit reif für die Aner­

kennung einer neuen politischen Rea­

lität und die Abkehr von der Kon­

trolle eines großen Teils der Wirt­

schaft durch eine einzige politische 

Partei. Überdies sei in der demokra­

tischen Politik eine Treuhandgesell­

schaft ein wertvollerer Vermögensge­

genstand als Geld. Das Vermögen der 

Partei, die Hunderte von Unterneh­

men über ihr mächtiges Business Ma­

nagement Committee kontrolliert und 

als eine der reichsten der Welt gilt, 

wird auf mehrere Milliarden US$ ge­

schätzt. Allein letztes Jahr betrug der 

Gewinn aus ihrem Geschäftsimperi­

um 373 Mio. US$. (AWSJ, 3.1.00) 

Ferner gehört zum KMT-Besitz Tai­

wans größter Radiosender, einer der 

drei großen Fernsehkanäle und eine 

Tageszeitung. Sein Vorschlag, so Lien 

Chan, würde auch zu einem gerech­

teren Kampf der Parteien führen. In 

einem Interview sagte er: „Uns berei­

tet die so genannte vulgarisierte poli­

tische Kultur große Sorgen. Was heu­

te wichtig ist, ist, wie wir die not­

wendigen Anordnungen treffen, damit 

der politische Wettbewerb in der Zu­

kunft fairer wird“, sagte er in einem 

Interview. (IHT, 24.1.00) Lees Men­

tor, Präsident Lee, der auch Vorsit­

zender der KMT ist, billigte diese In­

itiative nachdrücklich. Lien repräsen­

tiere die „dritte Reformwelle“ nach der 

wirtschaftlichen Reform unter Präsi­

dent Chiang Ching-kuo (Jiang Jing- 

guo) und seinen eigenen demokrati­

schen Reformen. (77ie China Post, 

Taipei, 2.2.00) In einer sofort durch­

geführten Umfrage bei 839 Wahlbe­

rechtigten unterstützten 64,48% Liens 

Aufruf, doch gleichzeitig äußerten nur 

27,53% Vertrauen in seine Aufrichtig­

keit und Entschlossenheit, das Ver­

sprechen einzulösen. (CNA, 3.1.00, in 

FBIS-CHI, 3.1.00)

Nach Schätzungen eines Sprechers 

von Lien Chan könnte das Vermö­

gen der KMT - Firmeninvestitionen 

und Grundstücke - bis zu 7 Mrd. 

US$ betragen. Dagegen schätzt Wirt­

schaftsprofessor Chang Ching-hsi von 

der National Taiwan University, ein 

erklärter Gegner der KMT und Autor 

einer Studie über die Geschäftsinter­

essen der Partei, deren Vermögen auf 

etwa 19,5 Mrd. US$ (600 Mrd. NT$). 

Ein großer Teil des Reichtums stammt 

aus der Beschlagnahmung des Besit­

zes der früheren Kolonialherren, nach­

dem die KMT 1945 die Kontrolle über 

Taiwan von den Japanern wiederge­

wonnen hatte. „Das Parteivermögen 

gehört nicht der Partei der Nationa­

listen [KMT], es gehört dem Volk. 

Du kannst keine Dinge, die dir nicht 

gehören, in eine Treuhandgesellschaft 

stecken“, so Prof. Chang. Auch wenn 

der direkte Einfluss der KMT auf 

die Wirtschaft durch das Treuhand- 

Management geschwächt würde, könn­

te die Partei nach wie vor auf das Ein­

kommen aus ihrem Imperium setzen. 

Zudem könnten unabhängige, profes­

sionelle Manager, die sich mehr um 

den Profit als um die Politik zu 

kümmern hätten, noch erfolgreicher 

wirtschaften. „Mit einer Treuhand- 

Konstruktion können sie noch mehr 

Geld machen“, so Prof. Changs Resü­

mee. (FT, 19.1.00; IHT, 24.1.00) DPP- 

Kandidat Chen Shui-bian sagte zum 

Plan seines Konkurrenten, das Par­

teivermögen müsse einer unabhängi­

gen Untersuchung unterzogen werden, 
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und verglich die Partei mit einem Räu­

ber, der seit Jahrzehnten Geld gestoh­

len habe und sich nun weigere, es zu­

rückzugeben. (AWSJ, 10.1.00) Seine 

Mitkandidatin Annette Lü beschuldig­

te die KMT, aufgrund ihrer enormen 

Geldmittel, die sie in der Kampagne 

einsetze, Stimmen durch Barauszah­

lung an Wähler zu kaufen oder in­

dem sie Aufträge an einflussreiche Ge­

schäftsleute vergäbe. „Die Menschen 

haben die KMT satt“, so Annette Lü. 

„Sie regieren Taiwan seit 55 Jahren, 

und sie sind korrupt.“ (IHT, 24.1.00)

Die fünf anderen Reformpläne in Lien 

Chans Wahlpaket sind:

- Beseitigung des kriminellen Ein­

flusses in der Politik,

- größere Transparenz in der Poli­

tik,

- Schaffung einer wirksamen Regie­

rung und Beseitigung besonderer 

Regierungsprivilegien,

- Schaffung eines gerechteren Ge­

richtssystems und Vereinfachung 

gesetzlicher Verfahren,

- Einführung eines Referendum- 

Systems, das direkte Abstimmung 

über gesetzgeberische Fragen er­

laubt. (77ze China Post, 2.2.00)

Zum Verhältnis Taiwan-Volksrepublik 

sagte Lien Chan auf einem Semi­

nar, dass die gegenwärtige Politik der 

KMT-Regierung „keine Hast und ge­

duldig sein“ korrigiert werden kön­

ne, wenn sich die Beziehungen wei­

ter verbesserten. Diese Politik sei eine 

Strategie und nicht das letztendliche 

Ziel. (CNA, 19.1.00, in SWB, 21.1.00) 

Am 20. Januar meinte er zu der von 

der VR China vehement bekämpften 

„Zwei-Staaten-Theorie“ von Präsident 

Lee: „Ich werde sie nicht nochmals be­

stätigen, weil das unsere unveränder­

liche Position ist.“ Und dann mach­

te er gegenüber Beijing deutlich: „Tai­

wan wird sich nicht unabhängig er­

klären, aber Taiwan kann sich auch 

nicht in absehbarer Zukunft mit der 

’VR China’ vereinigen, weil das ein­

fach unmöglich ist.“ (IHT, 21.1.00) 

In einem am 27. Januar gesendeten 

Interview mit CNN wiederholte Lien 

seinen Standpunkt. „Die Feststellung 

'Beziehungen von Staat zu Staat’ be­

schreibt einfach die bestehende Situa­

tion. Es ist eine unveränderliche Posi­

tion meines Landes.“ (SCMP, 28.1.00) 

Am 31. Januar schlug Lien, der früher

Botschafter in mehreren Ländern und 

auch Außenminister gewesen ist, vor, 

Elitestudenten die Bildung einer „Frie­

denszone Taiwan-Straße“ zur Vermei­

dung eines bewaffneten Konflikts mit 

dem Festland vor. Dazu soll von der 

Regierung ein internationales Forum 

einberufen werden. (CNA, 31.1.00, in 

SWB, 1.2.00) Lien regte die Schaf­

fung eines neuen Regierungsamts zur 

Koordinierung der auswärtigen Ange­

legenheiten mit der Taiwan-Festland- 

Politik an. (The China Post, 1.2.00)

Der unabhängige Kandidat James 

Soong warf am 2. Januar in ei­

ner live ausgestrahlten Sendung eine 

neue Formulierung für die Beziehun­

gen mit der VR China in die Debat­

te. Er bezeichnete sie weder als „in­

ländische“ noch als „100%ige Staat- 

zu-Staat“ Beziehungen, sondern als 

„quasi-international“. Dies werde nach 

dem Eintritt beider Seiten in die WTO 

deutlich werden. Die KMT sprach 

von einer „nichtssagenden Erklärung“ 

und die DPP von einer „Verunglimp­

fung“ der Nation. (CNA, 3.1.00, in 

FBIS-CHI, 3.1.00) Am 5. Januar stell­

te Soong seine politische Plattform 

über Taiwans Beziehungen zur Volks­

republik eingehend vor. Er sprach 

von einer „quasi-internationalen Be­

ziehung“ zwischen Taipei und Bei­

jing und von „gemeinsamer Souverä­

nität auf gleicher Basis“; die „Zwei- 

Staaten-Theorie“ tat er als unbedacht 

ab. Für die nächsten 50 Jahre und die 

fernere Zukunft legte er einen Drei- 

Stufen-Plan vor. Für die ersten 30 

Jahre ist die Schließung eines Nicht­

angriffspakts vorgesehen, dessen Ein­

haltung die USA, Japan und ASEAN- 

Mitgliedstaaten beobachten sollen. Im 

zweiten Stadium von 20 Jahren wür­

den Beziehungen ähnlich denen in der 

EU entwickelt werden. Nach den 50 

Jahren sollten die Taiwanesen über 

den Prozess einer möglichen Integrati­

on beider Seiten und die Entscheidung 

über Taiwans Zukunft selbst abstim­

men. Die neue Regierung, so Soong 

weiter, werde keine Vorbedingungen 

für Gespräche mit Beijing stellen. (Die 

KMT hatte gefordert, Beijing müs­

se vor der Aufnahme von Verhand­

lungen erst einmal auf Gewalt ver­

zichten.) Für politische Verhandlun­

gen mit dem Festland schlug er die 

Bildung eines mehrkanaligen „Kreativ­

forums“ vor. (CNA, 5.1.00, in SWB, 

7.1.00; Chung Kuo Shih Pao [Zhong- 

guo Shibao ], Internet version, Taipei, 

6.1.00, in SWB, 8.1.00; FT, 6.1.00)

Am 12. Januar präsentierte Ja­

mes Soong sein Programm für die 

Wirtschafts- und Handelsbeziehungen 

mit der Volksrepublik. Er schlug 

die Abschaffung des jahrzehnteal­

ten Banns auf direkte Handels- und 

Transportverbindungen mit dem Fest­

land vor. An die Stelle der Regie­

rungspolitik „keine Hast und gedul­

dig sein“ sollte die Haltung „geradeaus 

gehen und postitiv sein“ treten. Die 

Regierung müsse kleinen und mittle­

ren Unternehmen helfen, den Markt 

auf dem Festland für ihre spezifischen 

Produkte der oberen Preisklasse zu er­

kunden. Möglichst schnell sollte durch 

Verhandlungen ein Abkommen über 

den Investitionsschutz erzielt werden. 

Schon vorher hatte Soong die Bil­

dung eines Schiedsgerichts für die 

Wirtschafts- und Handelsstreitigkei­

ten zwischen beiden Seiten sowie ei­

nes Forums für Wirtschafts- und Han­

delsverträge, das sich mit langfristi­

gen, vorausschauenden und struktu­

rellen Fragen beschäftigt, gefordert. 

Soong versprach, im Falle eines Sie­

ges, Persönlichkeiten aus Wirtschafts­

kreisen zu Leitern des Wirtschafts­

und Finanzministeriums zu ernen­

nen. (CNA, 12.1.00, in SWB, 14.1.00; 

SCMP, 13.1.00)

In einem Exklusivinterview mit CNN 

am 25. Januar gelobte Soong, er wür­

de sich als Präsident für die Trennung 

von Parteiführung und Regierungsad­

ministration sowie für eine Neutrali­

sierung des Staatsapparates stark ma­

chen. Ein besonders wichtiges Ziel für 

seine zukünftige Verwaltung sei ihm 

die Sicherstellung von Menschenrech­

ten. (Lian Ho Pao [Lianhe Bao ], Tai­

pei, 26.1.00, in SWB, 28.1.00)

Der Kandidat der 1986 gegründe­

ten größten Oppositionspartei DPP, 

Chen Shui-bian, ist von Haus aus 

Rechtsanwalt und begann seinen Ein­

stieg in die Politik mit der Verteidi­

gung von Dissidenten (Taiwan stand 

bis 1987 unter Kriegsrecht). Der von 

Beijing mit großem Argwohn beob­

achtete Politiker schlägt im Gegen­

satz zu den früheren Rufen der DPP 

nach einem Referendum, das zu einer 

unabhängigen Republik führen könn­

te, mittlerweile gemäßigtere Töne an, 

möglicherweise angesichts von Umfra­

gen, nach denen die meisten Wahlbe­
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rechtigten den Status quo befürwor­

ten.

Chen, der mit 48 Jahren jüngste 

der drei Hauptrivalen um das Amt 

des Präsidenten, ist Umfragen zufol­

ge vor allem bei Wählern zwischen 

20 und 29 Jahren, die ein Viertel der 

Wahlberechtigten ausmachen, Favorit. 

Nach einer Umfrage von Gallup Tai­

wan unterstützen 37% Chen Shui-bian 

und nur 14% Lien Chan. Nach einer 

anderen Umfrage des Fernsehsenders 

TVBS kann Chen in der Altersgruppe 

sogar 43% gewinnen gegenüber 15% 

für Lien. Dagegen unterstützen 31% 

der 50- bis 59-jährigen Lien und nur 

14% Chen. (AWSJ, 31.1.00) Bei ei­

nem Treffen mit japanischen Medien­

vertretern sagte Chen, er werde im 

Falle eines Sieges weder auf die Veran­

kerung der „Zwei-Staaten-Theorie“ in 

der Verfassung drängen noch die na­

tionale Bezeichnung der Insel „Repu­

blik Taiwan“ ändern. Es sei eine histo­

rische Tatsache, dass Taiwan ein von 

der VR China unabhängiger, souve­

räner Staat sei. Dies sei der Konsens 

zwischen Regierung und Öffentlich­

keit. (Chung Kuo Shih Pao, 27.1.00, 

in SWB, 29.1.00)

Am 30. Januar betonte Chen in ei­

ner seiner gemäßigsten Ansprachen: 

„Wenn China nicht militärische Ge­

walt einzusetzen beabsichtigt, wird 

die DPP-Regierung keine Unabhän­

gigkeit erklären.“ Auch ein Plebiszit 

werde die DPP nicht abhalten. „Tai­

wan ist bereits ein souveräner Staat. 

Die Unabhängigkeit zu erklären oder 

den Namen des Landes zu ändern, 

steht nicht zur Debatte.“ „Es wä­

re töricht und kontraproduktiv, das 

Leben und Eigentum der Menschen 

um der Symbole willen zu riskieren.“ 

(The China Post, 31.1.00) Kurz vor­

her, am 28. Januar auf einen Forum 

zum 5. Jahrestag von Jiang Zemins 

„Acht-Punkte-Vorschlag“ für die Wie­

dervereinigung, hatte der der stellver­

tretende Ministerpräsident Qian Qi- 

chen noch gedroht: „'Unabhängigkeit 

Taiwans’ kann nur Krieg bedeuten 

... Jedwede Verschwörung zur Spal­

tung Chinas wird fehlschlagen. Wer 

auch immer in Taiwan die Teilung 

Chinas anstrebt, facht ein Feuer an, in 

dem er selber verbrennen wird.“ (Xin­

hua, 28.1.00, in SWB, 31.1.00; NZZ, 

31.1.00) Chen schlug erneut ein Tref­

fen der Führer beider Seiten vor. Über 

die Definition des „einen China“ kön­

ne man miteinander reden. Er sei ge­

willt, im Fall eines Sieges dem Fest­

land noch vor seiner Amtseinführung 

am 20. Mai einen Besuch abzustatten. 

(CNA, 30.1.00, in FBIS-CHI, 30.1.00) 

In dem ersten von drei Interviews mit 

den drei Hauptkandidaten, das die 

Hongkonger Zeitung Ming Pao veröf­

fentlicht hat, sprach Chen von Taiwan 

als einem unabhängigen souveränen 

Staat. Über 90% der Taiwanesen seien 

Umfragen zufolge auch dieser Ansicht. 

(Seine Konkurrenten sprechen meist 

von der Republik China.) Er nannte 

die Beziehungen zur Volksrepublik Be­

ziehungen zwischen „fernen Verwand­

ten und engen Nachbarn“. Sie müs­

sten normalisiert werden, und der er­

ste Schritt dazu sei, die Normalisie­

rung der Wirtschafts- und Handelsbe­

ziehungen. (17.1.00, in SWB, 26.1.00) 

Chen schlug vor, „einseitig Taiwans 

Firmen zu erlauben, direkte Schiff­

fahrtsverbindungen über die Meeren­

ge zu unterhalten“. (CNA, 19.1.00, in 

SWB, 21.1.00)

Chens Mitkandidatin Annette Lü 

nannte ihn einen Führer der „neu­

en Generation“, der die Idee von der 

Wiedervereinigung mit dem Festland 

oder der Unabhängigkeit Taiwans als 

überholte Ideologie über Bord werfe. 

(CNA, 27.1.00, in SWB, 29.1.00)

Am 12. Januar hatte Chen Shui-bian 

eine „dritte Welle“ politischer Refor­

men für Taiwan gefordert, denn nur 

so könne weiterhin der Fortschritt in 

der nationalen Entwicklung gesichert 

werden. Taiwans Hoffnung liege dar­

in, dass die KMT ihre Macht verlie­

re. „Wir sollten ein System errichten, 

in der die größeren politischen Par­

teien sich turnusmäßig in der Macht 

ablösen.“ (CNA, 12.1.00, in SWB, 

14.1.00) Bei einem Sieg kündigte Chen 

auch die Kürzung der Wehrpflicht um 

vier Monate auf ein Jahr und sechs 

Monate an. Er zeigte sich über die 

jüngsten Gesetzesverfügungen, die Zi­

vildienst anstelle des Militärdienstes 

zuließen, erfreut. (CNA, 21.1.00, in 

SWB, 24.1.00)

Li Ao, Kandidat der New Party, ist 

der einzige Bewerber um das Präsi­

dentenamt, der Beijings Prinzip „Ein 

Land, zwei Systeme“ wohlwollend ge­

genübersteht. Sein Mitkandidat Ei­

mer Fung sagte am 21. Januar in ei­

nem Rundfunkinterview, Beijing wür­

de nichts anderes als „Ein China“ 

akzeptieren, und alle, die etwas an­

deres befürworteten, verstünden Bei­

jings Gedankengänge nicht und müß­

ten unweigerlich bei ihrem Versuch, 

einen Dialog mit Beijing zu eröffnen, 

scheitern. (CNA, 30.1.00, in FBIS- 

CHI, 30.1.00)

Der unabhängige Kandidat Hsu 

Hsin-liang kritisierte in einem Ex­

klusivinterview mit einem Radiosen­

der am 5. Januar die Politik seiner drei 

Konkurrenten Lien, Chen und Soong 

gegenüber dem Festland scharf. Im 

Fall eines Sieges von Chen Shui-bian 

werde es einen Krieg auf beiden Seiten 

der Taiwan-Straße geben. „Unter den 

gegenwärtigen internationalen Bedin­

gungen ist es am besten für Taiwan, 

den Status quo zu bewahren.“ Durch 

die ständige Betonung der Souveräni­

tätsdebatte werde Taiwan nur seine ei­

gene Position schwächen. (Chung Kuo 

Shih Pao, Internet version, 6.1.00, in 

SWB, 8.1.00) -ljk-

43 Aufnahme diplomatischer

Beziehungen zu Palau

Das taiwanesische Außenministerium 

gab am 30. Dezember 1999 die Auf­

nahme formeller diplomatischer Bezie­

hungen mit der Republik Palau, ei­

ner Inselgruppe im Pazifik östlich der 

Philippinen, bekannt. Palau, ein frü­

herer Treuhänderstaat der USA, der 

1994 seine Unabhängigkeit erklärte, 

war eines von drei Ländern, die weder 

diplomatische Beziehungen zur Volks­

republik noch zu Taiwan unterhiel­

ten, so Außenminister Chen Chien- 

jen (Cheng Jianren). Die anderen bei­

den Länder sind Monaco und Bhu­

tan. Staatsminister Sabino Anastacio 

erklärte, Taiwan sei eine Quelle be­

trächtlicher Tourismus-Dollars für Pa­

lau. Taiwanesische Investoren seien 

überdies in eine Reihe wichtiger Pro­

jekte und Unternehmen in Palau in­

volviert. Taiwan wird im Verlauf des 

Jahres ein Büro in Koror eröffnen. 

(IHT, 31.12.99-2.1.00; Radio Austra- 

lia, 5.1.00, in SWB, 7.1.00) -ljk-

44 Wiederaufnahme des Flug­

verkehrs zwischen Taiwan 

und den Philippinen

Taiwan und die Philippinen legten ih­

ren Luftfahrtstreit bei und einigten 

sich am 28. Januar, vom 31. Januar 
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an den Flugverkehr wieder aufzuneh­

men. Ein entsprechendes Dokument 

wurde im Präsidentenpalast in Mani­

la unterzeichnet. Beide Seiten stimm­

ten darin überein, strikt das Luftver­

kehrabkommen von 1996 einzuhalten. 

Der direkte Flugverkehr zwischen bei­

den Ländern war mit Wirkung vom 

1. Oktober 1999 eingestellt worden, 

da sich Manila und Taipei nicht über 

eine Revision bzw. Verlängerung des 

zum 30. September auslaufenden Luft­

verkehrsabkommens einigen konnten. 

Der Disput war vor allem auf die wirt­

schaftlichen Schwierigkeiten der natio­

nalen Fluggesellschaft Philippine Air­

lines zurückzuführen. Diese hatte die 

taiwanesischen Fluglinien des unlau­

teren Wettbewerbs bezichtigt. Taiwan 

und die Philippinen dürfen nach dem 

neuen Abkommen wöchentlich maxi­

mal jeweils 4.800 Passagiere (Manila 

hatte die Obergrenze auf 3.000 festset­

zen wollen) zwischen Manila und Tai­

pei und weitere 4.800 in andere Städ­

te befördern. Taiwans Fluglinie EVA 

Air kündigte an, den Verkehr am 12. 

Februar wieder aufzunehmen; China 

Airlines konnte sich noch nicht auf ein 

Datum festlegen. Mit einem normalen 

Flugverkehr zwischen Taipei und Ma­

nila wird nicht vor dem 21. Februar 

gerechnet. Provisorische Flüge der tai­

wanesischen Fluglinien brachten aber 

schon vorher philippinische Arbeiter 

zum Heimaturlaub in die Philippi­

nen. (Central News Agency, Taipei, 

30.1./3.2.00, in SWB, 2./4.2.00; FT, 

29.1.00, AWSJ, 31.1.00) -ljk-

45 Neuer Taiwan-Vertreter in 

Hongkong

Chang Liang-jen (Zhang Liangren), 

stellvertretender Generalsekretär der 

halboffiziellen Straits Exchange Foun­

dation seit 1996, wurde von Mini­

sterpräsident Vincent Siew zu Tai­

wans neuem Repräsentanten in Hong­

kong ernannt. Chang wurde Nach­

folger von Cheng An-kuo, der den 

Posten des stelllvertretenden Vorsit­

zenden des Mainland Affairs Coun­

cil (MAC) übernahm. Die offizielle 

Bezeichnung des Taiwan-Vertreters in 

der SVR Hongkong lautet: Generaldi­

rektor von Chung Hwa Travel Service, 

Hong Kong. Zu Changs bisherigen Po­

sten gehören u.a. KMT-Repräsentant 

in den USA, Direktor des Verbin­

dungsbüros des Informationsamts der

Regierung und Direktor einer Abtei­

lung des MAC. Im Sommer 1997, 

vor der Rückgabe Hongkongs, führ­

te er die Verhandlungen mit den dor­

tigen Schiffseigner-Vereinigungen und 

mit Beijing über die Schifffahrtsver­

bindungen zwischen Hongkong und 

Taiwan. (Central News Agency, Tai­

pei, 6.1.00, in SWB, 8.1.00) -ljk-

46 Eurotrain beantragt Verfü­

gung beim Schnellbahnpro­

jekt

Das europäische Konsortium Eu­

rotrain um die deutsche Siemens 

AG und die französische Alstom, 

das bei der Bewerbung um den 

Bau der Hochgeschwindigkeitsbahn 

Taipei-Kaohsiung Ende letzten Jah­

res in einer dramatischen Wende 

plötzlich vom japanischen Sinkansen- 

Konsortium ausmanövriert worden 

war, indem die Taiwan High Speed 

Rail Corporation (THSRC) sich am 

28. Dezember entschieden hatte, von 

nun an die Verhandlungen nur noch 

mit dem japanischen Bewerber zu 

führen, will die Angelegenheit nicht 

auf sich beruhen lassen. Schließlich 

geht es um ein gewaltiges 35-Jahres- 

Infrastrukturprojekt im Wert von 3 

Mrd. US$ über den Bau und den 

Betrieb der geplanten 345 km lan­

gen Strecke, die die Hauptstadt mit 

der Hafenstadt Kaohsiung (Gaoxiong) 

im Süden verbindet und insgesamt 14 

Mrd. US$ kosten soll. Das Shinkansen- 

Konsortium wird von Mitsui & Co. an­

geführt und umfasst Mitsubishi Corp., 

Marubeni Corp., Sumitomo Corp., 

Mitsubishi Heavy Industries Ltd., To­

shiba Corp., und Kawasaki Heavy In­

dustries Ltd. Heinrich von Pierer, Vor­

sitzender der Siemens AG (auf sie 

wäre ein Auftragswert von 1,5 Mrd. 

Euro entfallen), reiste höchstpersön­

lich nach Taipei, um als Lobbyist für 

Eurotrain bei Präsident Lee Teng- 

hui vorzusprechen. Eurotrain bean­

tragte am 12. Januar beim Taipei- 

er Distriktgericht eine Verfügung, um 

die THSRC an der Unterzeichnung 

des 95 Mrd. NT$ Vertrags zu hin­

dern. Man erhoffte sich eine Wieder­

aufnahme der Gespräche durch ein 

entsprechendes Urteil. Das Distrikt­

gericht lehnte jedoch am 1. Febru­

ar die Forderung von Eurotrain ab. 

Es stellte fest, dass es keine binden­

den oder exklusiven Vereinbarungen 

zwischen THSRC und Eurotrain ge­

be. Falls Eurotrain gegen das Urteil 

Berufung einlegt, würde der Fall an 

die Internationale Handelskammer in 

Singapur zur schiedsrichterlichen Ent­

scheidung weitergeleitet. Inzwischen 

hat der EU-Kommissar für auswärti­

ge Beziehungen, Christopher Patten, 

durch Taiwans EU-Repräsentanten in 

Brüssel einen Brief an Ministerpräsi­

denten Vincent Siew übermitteln las­

sen, in dem er die Transparenz und 

Fairness der Entscheidung, den Auf­

trag an Shinkansen statt an Eurotrain 

zu geben, infrage stellt. Er soll sogar 

darüber nachgedacht haben, ob dieser 

Schritt nicht Taiwans Hoffnungen auf 

Eintritt in die WTO berühren könnte. 

Eurotrain warf THSRC den Verstoß 

gegen einen bindenden Lieferauftrag 

vor. THSRC habe zugestimmt, dass 

Eurotrain Kernsysteme für das Pro­

jekt liefern sollte, und dies sei essenti­

eller Bestandteil des Siegergebots für 

den Auftrag. Eurotrain war Mitglied 

des Taiwan High Speed Rail Konsorti­

ums gewesen, und obwohl es nach Um­

wandlung in die Taiwan High Speed 

Rail Corporation kein Anteilspartner 

wurde, führt Eurotrain zu seinen Gun­

sten an, dass ihm seine Rolle als Zu­

lieferer von THSRC immer zugesi­

chert worden sei. Als weitere Argu­

mente gegen den japanischen Konkur­

renten führt das europäische Konsor­

tium die Argumente ins Feld, dass die 

Entscheidung für Shinkansen das Pro­

jekt erheblich verzögere, da die ja­

panische Signalausrüstung nicht der 

in Taiwan erforderlichen entspreche 

und ihre Anpassung an das taiwanesi- 

sche System erst noch entworfen wer­

den müsse. Shinkansen und THSRC 

lehnten einen Kommentar zu den De­

tails des japanischen Systems ab. (FT, 

14.1.00) Der Eurotrain-Sprecher sag­

te, dass THSRC in einem Kontrakt 

von 1997 Eurotrain die Priorität bei 

den Verhandlungsrechten eingeräumt 

habe und dies verpflichte Taiwan, den 

Auftrag an die Europäer zu vergeben, 

wenn ihr Preis vernünftig sei. Dem 

hielt ein THSRC-Sprecher entgegen, 

das Vorgehen von Eurotrain sei nur 

ein „Geschäftstrick“. Es bestehe kein 

bindendes Abkommen mit Eurotrain, 

weshalb THSRC auch weiter mit der 

japanischen Seite verhandeln werde. 

THSRC hatte Ende Dezember letz­

ten Jahres der Presse mitgeteilt, dass 

der neue Handel mit dem Shinkansen- 

Konsortium „viel reifer“ sei als der
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1997er Vertrag mit Eurotrain, und 

die endgültigen Verträge mit Shink­

ansen im Januar unterzeichnet wer­

den könnten. Noch 1998, nach dem 

ICE-Unglück bei Eschede, hatte THS- 

RC seine Wahl von Eurotrain be­

kräftigt, und erst im letzten Jahr 

setzte der Sinneswandel ein. Für 

Shinkansen sprachen wohl vor al­

lem die günstigeren Finanzierungs­

konditionen, ferner Sicherheitsaspek­

te (Erdbebenerprobtheit des japani­

schen Superexpresszugs), Technologie 

und Wartung. Ein weiterer Grund 

für die Entscheidung von THSRC zu 

Gunsten von Shinkansen dürften auch 

die delikaten politischen Beziehungen 

Taiwans zu Japan und Europa sein. 

THSRC will die Bahn mit privatem 

Kapital bauen, ein Unterfangen, das 

vielen Experten als fraglich erscheint. 

THSRC gab bekannt, dass voraus­

sichtlich im Februar mit taiwanesi- 

schen Banken ein Vertrag über die Fi­

nanzierung des Projekts unterzeichnet 

werde. Die neue Strecke soll im Jahr 

2005 in Betrieb genommen werden. 

(FT, 11./14.1.00, AWSJ, 14./15.1.00, 

SCMP, 14.1.00; The China Post, Tai- 

pei, 2.2.00)

THSRC unterzeichnete am 10. Janu­

ar ferner drei Verträge über den Bau 

von Teilabschnitten der Bahnstrecke 

im Wert von 59 Mrd. NT$ (1,9 Mrd. 

USS) mit einer südkoreanischen, zwei 

japanischen und drei taiwanesischen 

Unternehmen. (FT, 11.1.00) -ljk-

47 Auslieferung der letzten 

IDF-Jäger

Die letzten beiden IDF-Abfangjäger 

(Indigenious Defensive Fighters) wur­

den am 14. Januar vom Werk Sha- 

lu der staatlichen Aerospace Indus- 

try Development Corp. (AIDC) im 

Kreis Taichung (Taizhong) an die 

taiwanesische Luftwaffe ausgeliefert. 

Der stellvertretende Ministerpräsident 

Liu Chao-shiuan (Liu Zhaoxuan), 

Verteidigungsminister Tang Fei und 

Luftwaffenkommandeur General Chen 

Chao-min (Chen Zhaomin) wohnten 

der Zeremonie bei. Dies waren die 

letzten von insgesamt 130 in den 

80er-Jahren in Taiwan selbst ent­

wickelten Maschinen, als sich größe­

re Staaten - auf den Druck Beijings 

hin - noch schwer taten, hochkarä­

tige Kampfflugzeuge an Taiwan zu 

liefern. Das IDF-Programm begann 

mit Hilfe der USA im Jahr 1983. 

Der erste einsitzige IDF-Prototyp ver­

ließ am 10. Dezember 1988 die Mon­

tagehalle; er wurde von Präsident 

Lee Teng-hui (Li Denghui) „Ching- 

kuo IDF-Abfangjäger“ getauft, in Er­

innerung an den früheren Präsiden­

ten Chiang Ching-kuo (Jiang Jing- 

guo), der das Entwicklungsprojekt an­

gekündigt hatte. Ursprünglich wollte 

die Luftwaffe 250 IDF-Maschinen kau­

fen, kürzte ihren Auftrag aber auf 130, 

als es Taiwan gelang, Aufträge zum 

Kauf von 150 amerikanischen F-16 

und 60 französischen Mirage 2000-5 

Düsenjägern abzuschließen. Die Luft­

waffe hat inzwischen alle Mirage und 

über 100 F-16 Düsenjäger erhalten. 

Diese drei Maschinentypen bilden das 

Rückgrat der zweiten Generation von 

Kampfflugzeugen in Taiwan. Die IDF- 

Jäger können mit in Taiwan entwickel­

ten Tien-chien I (Tianjian, Himmels­

schwert) Luft-zu-Luft Kurzstrecken­

raketen und Tien-chien II Mittel­

streckenraketen bestückt werden. Das 

Militär hat zwei IDF-Geschwader ge­

bildet, die in den Luftstützpunkten 

Taichung und Tainan stationiert sind. 

Liu Chao-shiuan verkündete, die Aus­

lieferung der letzten Jäger bedeu­

te nicht das Ende für die Entwick­

lung von Taiwans Luftfahrttechnolo­

gie. AIDC werde für die Luftwaffe 

weiterhin Wartungsdienste und tech­

nologische Unterstützung leisten und 

die IDF-Jäger zu verbessern suchen. 

Der stellvertretende Ministerpräsident 

versprach, AIDC bei der vollständi­

gen Privatisierung zu einem möglichst 

frühen Termin zu helfen. Nach Aussa­

ge des AIDC-Vorsitzenden Tsai Chun- 

hui, wird der Umsatz der Gesellschaft 

dieses Jahr aufgrund des Auslaufens 

des IDF-Auftrags schätzungsweise um 

10 Mrd. NT$ sinken. AIDC plane, so 

Tsai, Joint Venture-Unternehmen mit 

mehreren lokalen Fluglinien wie Chi­

na Airlines, EVA Airways und Air 

Asia Co., um ihr Geschäft mit der 

Wartung militärischer und kommer­

zieller Flugzeuge auszuweiten; ferner 

würden die Bemühungen um Aufträ­

ge aus dem Ausland, wie von General 

Electric und Boeing, verstärkt. (Tai­

wan Central News Agency, 14.1.00, 

in FBIS-CHI, 14.1.00; SCMP, 15.1.00) 

-Ijk-




